Verfassungsrechtliche Dogmatik und
Organtreue im Rahmen der
Vertrauensfrage nach Art. 68
Grundgesetz

Die Vertrauensfrage gemaR Artikel 68 des Grundgesetzes (GG) stellt eines der folgenreichsten
Instrumente des deutschen Staatsorganisationsrechts dar'. Sie regelt das verfassungsrechtliche
Wechselspiel zwischen der Exekutive, verkérpert durch den Bundeskanzler, und der Legislative
im Falle von Regierungskrisen oder zur Disziplinierung parlamentarischer Mehrheiten'. Im
Geflige des Grundgesetzes bildet sie das Gegenstiick zum konstruktiven Misstrauensvotum
nach Art. 67 GG'. Wahrend Art. 67 GG das Parlament erméchtigt, dem Bundeskanzler das
Vertrauen zu entziehen und gleichzeitig einen Nachfolger zu wahlen, liegt die Initiative im
Rahmen von Art. 68 GG ausschlieRlich beim Regierungschef’.

Die verfassungsgeschichtliche Genese der Norm ist von dem Bestreben des Parlamentarischen
Rates gepragt, die verhangnisvollen Instabilitaten der Weimarer Reichsverfassung zu
berwinden’. Unter der Weimarer Ordnung fiihrten wiederholte Parlamentsauflésungen nach
Art. 25 WRYV in Verbindung mit destruktiven Misstrauensvoten nach Art. 54 WRYV zu einer
Dauerbedrohung der Regierungsfahigkeit'. Das Grundgesetz begegnet dieser Gefahr durch ein
rationalisiertes Regierungs- und Parlamentssystem, das die Parlamentsauflésung an strenge
verfahrensrechtliche und materielle Bedingungen kniipft'.

Dogmatische Grundlagen und verfahrensrechtlicher
Ablauf nach Art. 68 GG

Das Verfahren der Vertrauensfrage gliedert sich nach dem Wortlaut des Art. 68 GG sowie den
Bestimmungen der Geschéaftsordnung des Deutschen Bundestages (GO-BT, insbesondere § 97
GO-BT) in drei aufeinander aufbauende Phasen®.

Die Initiativphase durch den Bundeskanzler

Das Recht, die Vertrauensfrage zu stellen, ist ein monokratisches Verfassungsrecht des
Bundeskanzlers®. Weder die Bundesregierung als Kollegialorgan noch einzelne Bundesminister,
Fraktionen oder der Bundesprasident besitzen das Recht, eine Abstimmung Uber das Vertrauen
nach Art. 68 GG zu veranlassen®. Die Entscheidung iiber den Antrag liegt im exekutiven
Ermessen des Regierungschefs®.
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Die parlamentarische Phase und das Erfordernis der Kanzlermehrheit

Nach der Antragsstellung greift die verfassungsrechtlich verankerte Uberlegungsfrist des Art. 68
Abs. 2 GG, wonach zwischen dem Antrag und der Abstimmung im Bundestag mindestens 48
Stunden liegen miissen’. Diese Frist ist eine streng nach Stunden zu berechnende Wartefrist,
die zeitlichen Druck von den Abgeordneten nehmen und Uberlegungen fir politische
Kompromisse sowie die Mdglichkeit der Antragsriicknahme durch den Kanzler offenhalten soll'.
Der Bundestag ist verfassungsrechtlich verpflichtet, nach Ablauf dieser Frist Uber den Antrag
abzustimmen; ihm steht kein Ermessen zu, die Abstimmung zu verweigern oder zu
verschleppen'. Die Abstimmung erfolgt nach den Regeln der Geschéftsordnung namentlich
und offen”.

Um die Vertrauensfrage positiv zu entscheiden, muss der Antrag die Zustimmung der Mehrheit
der Mitglieder des Bundestages (sogenannte Kanzlermehrheit gem. Art. 121 GG) auf sich
vereinen®. Erreicht der Kanzler diese absolute Mehrheit nicht — sei es durch Gegenstimmen,
Enthaltungen oder Abwesenheit von Abgeordneten —, ist die Tatbestandsvoraussetzung fiir eine
Parlamentsaufldsung erfiillt®.

Die Entscheidungsphase durch Bundeskanzler und Bundesprasident

Das Verfehlen der Kanzlermehrheit fiihrt nicht automatisch zur Auflésung des Bundestages®.
Vielmehr erdffnet das Grundgesetz dem Bundeskanzler ein Auswahlermessen?®:

e Er kann dem Bundespréasidenten die Aufldsung des Bundestages vorschlagen®.

e Erkann als Leiter einer Minderheitsregierung im Amt verbleiben und gegebenenfalls das

Verfahren des Gesetzgebungsnotstands nach Art. 81 GG anstreben?.

e Er kann dem Bundespréasidenten seinen Riicktritt erklaren®.
Unterbreitet der Kanzler dem Bundesprasidenten den Auflésungsvorschlag, beginnt eine
Ausschlussfrist von 21 Tagen?®. Innerhalb dieser Frist obliegt es dem Bundesprasidenten, als
staatliches Prifungs- und Reserveorgan in eigener verfassungsrechtlicher Verantwortung zu
entscheiden, ob er dem Vorschlag folgt und die Aufldésungsanordnung erldsst®. Diese
Anordnung bedarf zur Wirksamkeit der Gegenzeichnung durch den Bundeskanzler gemaf Art.
58 GG°.
Das Recht zur Parlamentsauflésung erlischt nach Art. 68 Abs. 1 Satz 2 GG unmittelbar, sobald
der Bundestag mit der Mehrheit seiner Mitglieder einen anderen Bundeskanzler wahit'. Wird der
Bundestag wirksam aufgelost, missen geman Art. 39 Abs. 1 Satz 4 GG innerhalb von 60 Tagen
Neuwahlen stattfinden®.

Verfahrensschritt Normative Frist-/ Rechtsfolge bei
Grundlage Formvorgabe Nichterfiillung
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Antragstellung

Uberlegungsfrist

Parlamentsvotum

Auflosungsvorsch
lag

Auflésungsentsch
eidung

Anberaumung
Neuwahl

Art. 68 Abs. 1 S. 1
GG'

Art. 68 Abs. 2 GG’

Art. 68 Abs. 1 S. 1
i.V.m. Art. 121 GG®

Art. 68 Abs. 1 S. 1
GG®

Art. 68 Abs. 1 S. 1
GG, Art. 58 GG*

Art. 39 Abs. 1 S. 4
GG*

Formfrei, kein fester
Wortlaut
vorgeschrieben®

Mindestens 48
Stunden zwischen
Antrag und Votum'

Absolute Mehrheit
der Abgeordneten
(Kanzlermehrheit)*

Durch den
Bundeskanzler an
das
Staatsoberhaupt®

21 Tage
Entscheidungsfrist
fur den

Bundesprasidenten®

Anordnung der
Neuwahl innerhalb
von 60 Tagen*

Kein Verfahren
nach Art. 68 GG
initiiert®

Formeller
Verfassungsmangel
bei verfrihter
Abstimmung’

Verfehlen der
Mehrheit eroffnet
Ermessensspielrau

me3

Bundesprasident
kann ohne

Vorschlag nicht
auflésen®

Bundestag bleibt bis
zum Ablauf der
Wahlperiode
bestehen®

Verfassungswidrige
Verzdgerung des
Neuwahltermins*

Die Form- und Begrundungsanforderungen des
Vertrauensantrags

In der staatsrechtlichen Dogmatik wird bei der Frage nach der Begriindungspflicht des
Vertrauensantrags streng zwischen den formellen Wirksamkeitserfordernissen des Antrags und
den materiell-rechtlichen Legitimationsvoraussetzungen einer Parlamentsauflosung

unterschieden®.

Formelle Begrindungsfreiheit des Antrags

Das Grundgesetz sieht flir den Antrag des Bundeskanzlers keine formelle Begriindungspflicht
vor®. Der Antrag nach Art. 68 Abs. 1 Satz 1 GG ist formfrei und nicht an eine qualifizierte
Begriindungsschrift gebunden®. Der Kanzler ist verfassungsrechtlich nicht verpflichtet, im
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Antragstext rechtliche oder politische Erwégungen auszufiihren®.

Diese Handhabung wird durch die Verfassungspraxis gestlitzt: Bei der Vertrauensfrage von
Bundeskanzler Helmut Kohl im Dezember 1982 verzichtete der Antragstext vollstandig auf eine
inhaltliche Darlegung der Griinde sowie auf das Wort ,Vertrauen“ und beschrankte sich auf den
formellen Satz, dass der Antrag gemaR Art. 68 GG gestellt werde'?. Wenngleich es der
parlamentarischen Usance entspricht, dass der Bundeskanzler die politischen Hintergrinde vor
der Abstimmung in einer Regierungserklarung darlegt, bleibt diese Erklarung ein politisches
Element und ist keine Wirksamkeitsbedingung des verfassungsrechtlichen Antrags selbst®.

Materiell-rechtliche Darlegungslast bei der unechten Vertrauensfrage

Eine inhaltliche Rechtfertigungspflicht erwachst hingegen aus den materiell-rechtlichen
Anforderungen der Verfassung, wenn der Kanzler eine sogenannte "unechte"
(aufldsungsgerichtete) Vertrauensfrage stellt?.

Das Grundgesetz weist dem Bundestag kein allgemeines Selbstaufldsungsrecht zu?. Um zu
verhindern, dass Artikel 68 GG zu einem verfassungswidrigen Vehikel einer freien
Selbstauflésung des Parlaments oder eines exekutiven Aufldésungsermessens umfunktioniert
wird, hat das Bundesverfassungsgericht in seinen mafigeblichen Urteilen (BVerfGE 62, 1 —
Vertrauensfrage | und BVerfGE 114, 121 — Vertrauensfrage Il) ungeschriebene
Tatbestandsmerkmale entwickelt?.

Echte Vertrauensfrage:
[Bundeskanzler] —(Sucht Bestatigung der Mehrheit)—» [Bundestag] —(Zustimmung)—»
FortfUhrung der Regierung

Auflésungsgerichtete ("unechte") Vertrauensfrage:
[Bundeskanzler] —(Strebt Neuwahlen an)—» [Bundestag] —(Verweigerung der
Mehrheity—» [Bundesprasident] —(Materielle Prifung)—» Parlamentsauflésung

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts entspricht eine auflésungsgerichtete
Vertrauensfrage nur dann dem Zweck des Art. 68 GG, wenn die Handlungsfahigkeit einer
parlamentarisch verankerten Bundesregierung verloren gegangen ist. Dies setzt voraus, dass
der Bundeskanzler der stetigen parlamentarischen Unterstlitzung durch die Mehrheit des
Bundestages nicht mehr sicher sein kann.

Aus diesem ungeschriebenen Tatbestandsmerkmal resultiert eine materielle
Plausibilisierungslast fiir den Bundeskanzler?:

e Einschatzungsprarogative des Regierungschefs: Dem Bundeskanzler steht bei der
Beurteilung, ob eine politische Lage der Instabilitat vorliegt, ein weiter Beurteilungs- und
Prognosespielraum zu?. Die politische Verlasslichkeit einer Mehrheit lasst sich nicht
ausschlieRlich an Arithmetik festmachen?. Eine Einschrénkung der Handlungsfahigkeit
kann auch vorliegen, wenn drohender Dissens oder innere Konflikte in den regierenden
Fraktionen politische Initiativen Iahmen™®.
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Prifung und Ermessen des Bundesprasidenten: Da der Bundesprasident bei der
Auflésungsentscheidung kein rechnerisches Vollzugsorgan ist, muss ihm gegentber die
Lage der Instabilitit plausibel dargelegt werden'. Der Kanzler ist verfassungsrechtlich
gehalten, die Tatsachengrundlagen aufzuzeigen, auf die er seine Einschatzung der
fehlenden Handlungsfahigkeit stiitzt'®.

Verfassungsgerichtliche Kontrolldichte: Das Bundesverfassungsgericht GUberpruft das
Zusammenwirken von Kanzler, Bundestag und Bundesprasident lediglich in einem
eingeschrankten Rahmen?. Gegenstand der verfassungsgerichtlichen Priifung ist nur, ob
die Beteiligten die verfassungsrechtlichen Grenzen ihres Ermessens Uberschritten haben

oder ob die Annahme einer Lage politischer Instabilitat offensichtlich fehlerhaft
beziehungsweise willkiirlich ist?.

Kriterium

Zielsetzung des Kanzlers

Verfassungsrechtliches
Ausloésungsbediirfnis

Formelle Darlegungslast

Materielle
Priifungsvoraussetzunge
n

Verfassungsgerichtliche
Uberpriifbarkeit
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Echte Vertrauensfrage

Sicherung und
Mobilisierung der eigenen
parlamentarischen
Mehrheit'

Gesetzgeberische Klarung,
Sachbindungsdruck auf
Koalitionsfraktionen?®

Keine Begrindungspflicht
im Ersuchen an den
Bundestag erforderlich®

Erflllung der formellen
Quoren des Art. 68 Abs. 1
S. 1 GG ausreichend®

Praktisch nicht anfechtbar,
da das Parlamentsvotum
primar politisch wirkt?

Auflosungsgerichtete
("unechte")
Vertrauensfrage

Unterliegen in der
Abstimmung zur Einleitung
von Neuwahlen?

Wiederherstellung
geordneter
parlamentarischer
Handlungsfahigkeit'

Keine formelle Begriindung
im Antragstext notwendig®

Nachweis einer
tatsachlichen politischen
Lage der Instabilitat?

Kontrolle auf grobe
Fehlbeurteilungen der
Verfassungsorgane
(Evidenzkontrolle)?



Verfassungsrechtliche Indikationen: Wann ist eine
Vertrauensfrage geboten?

Das Grundgesetz sieht keine starren Verpflichtungen vor, zu welchem Zeitpunkt ein
Bundeskanzler die Vertrauensfrage stellen muss®. Das Verfassungssystem (iberldsst das
Aufwerfen der Vertrauensfrage grundsétzlich dem politischen Ermessen des Regierungschefs®.
Dennoch ergeben sich aus der Systematik des Staatsorganisationsrechts typische
Fallkonstellationen, in denen die Vertrauensfrage funktionell geboten ist, um
verfassungsmaéRige Zustinde und staatliche Handlungsfahigkeit zu gewahrleisten’.

Zerfall der Regierungsmehrheit und Koalitionsbruch

Tritt ein Koalitionspartner aus der Regierung aus oder entlasst der Bundeskanzler wesentliche
Teile des Kabinetts, verliert die Bundesregierung ihre parlamentarische Mehrheitsbasis im
Bundestag®. Die verbliebene Minderheitsregierung verfiigt (iber keine eigene
Gesetzgebungsmehrheit mehr*. In solchen Situationen — wie etwa beim Ende der
Ampel-Koalition im November 2024 und der darauffolgenden Vertrauensfrage von
Bundeskanzler Olaf Scholz im Dezember 2024 — bildet die Vertrauensfrage das primare Mittel,
um die politischen Mehrheitsverhaltnisse neu zu ordnen und den Wahlern die Entscheidung
Uber die kiinftige Ausrichtung zu iberantworten®.

Schleichender Stimmverlust und strukturelle Parlamentsblockaden

Sollten innerhalb der regierenden Koalitionsfraktionen strukturelle Zerwurfnisse entstehen, die
dazu flhren, dass Kernvorhaben der Bundesregierung im Parlament regelmafig scheitern oder
gar nicht erst eingebracht werden kénnen, gerat die Handlungsfahigkeit des Staates ins
Stocken'. Ein Bundeskanzler ist in einer solchen verfahrenen Lage konstitutionell aufgerufen,
durch das Aufwerfen der Vertrauensfrage zu klaren, ob die tragenden Fraktionen bereit sind,
seinen Kurs fortzusetzen, oder ob der Weg fir eine Neuwahl des Bundestages
beziehungsweise die Wahl eines anderen Bundeskanzlers freigemacht werden muss’.

Die Durchsetzung umstrittener Vorhaben mittels Verbindungsantrag

Ein Sonderfall der Gebotenheit liegt vor, wenn der Bundeskanzler die Vertrauensfrage mit einer
konkreten Sachvorlage (beispielsweise einem Gesetzentwurf oder einem Antrag auf einen
Auslandseinsatz der Bundeswehr) nach Art. 81 Abs. 1 S. 1 GG verbindet®. Dieses Instrument
dient der parlamentarischen Disziplinierung*. Es ist dann geboten, wenn der Kanzler die
Verwirklichung einer zentralen politischen Richtlinie gegen Widerstande in den eigenen Reihen
erzwingen muss®. Stimmt das Parlament dem Koppelungsantrag nicht mit Kanzlermehrheit zu,
gilt das Vertrauen als verweigert, was dem Kanzler wiederum die Handlungsoptionen des Art.
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68 GG eroffnet®.

Pflichten zur Stellung der Vertrauensfrage aus
Verfassungstreue und Organtreue

Der Verfassungsgrundsatz der Bundestreue sowie die Pflicht zur Verfassungstreue regeln das
Verhalten der obersten Verfassungsorgane im Staatsgefiige®. Sie verpflichten Organtriger zur
gegenseitigen Rucksichtnahme, zur loyalen Zusammenarbeit und zur Erhaltung der staatlichen
Grundordnung®. Aus diesen Prinzipien erwachsen konkrete rechtliche Rahmenbedingungen
beziglich der Antragsstellung nach Art. 68 GG.

Die verfassungsrechtliche Zulassigkeit der Minderheitsregierung

Aus dem Gebot der Verfassungstreue Iasst sich keine unmittelbare Rechtspflicht fiir den
Bundeskanzler ableiten, bei Verlust seiner parlamentarischen Mehrheit unverziglich die
Vertrauensfrage zu stellen®.

Das Grundgesetz kennt keine Verpflichtung einer gescheiterten Mehrheitsregierung zum
sofortigen Riicktritt oder zur zwangsweisen Einleitung von Neuwahlen®. Das Verfassungssystem
lasst die Existenz einer Minderheitsregierung explizit zu®. Das Grundgesetz stellt mit dem
Gesetzgebungsnotstand nach Art. 81 GG ein eigenstandiges Instrumentarium bereit, das einer
Regierung ohne eigene Kanzlermehrheit unter Mitwirkung des Bundesrates die Gesetzgebung
fir einen begrenzten Zeitraum ermdglicht®. Das Weiterregieren als Minderheitsregierung verletzt
fir sich genommen somit noch keine organtreurechtlichen Pflichten®.

Organtreurechtliche Schranken und Verbot des Missbrauchs

Trotz des exekutiven Ermessens zieht das Prinzip der Organtreue dem Handeln des
Bundeskanzlers verfassungsrechtliche Grenzen'*:

Organtreurechtlicher Rahmengrenzen nach Art. 68 GG:

Rechtlich unzulassig (Missbrauch):
Stabile Regierungsmehrheit —W» Fingierter Vertrauensverlust —» Taktische
Parlamentsauflosung (Verstol3 gegen Art. 39 GG)

Rechtlich zulassig:
Instabile Regierungsmehrheit / Zerfall —» Plausible Vertrauensfrage —» Einleitung von
Neuwahlen / Reorganisation
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Verbot der taktischen Parlamentsauflosung

Ein Bundeskanzler, der Uber eine intakte, handlungsfahige und verlassliche parlamentarische
Mehrheit verfigt, darf die Vertrauensfrage nicht missbrauchlich einsetzen, um rein aus
taktischen Erwagungen (etwa guinstigen Umfragewerten) eine Parlamentsauflésung zu
betreiben. Ein solches Vorgehen wurde das freie Verhandeln des Bundestages untergraben und
die grundgesetzlich festgelegte vierjahrige Wahlperiode (Art. 39 Abs. 1 GG) schikanés
verkirzen. Die Organtreue verpflichtet den Kanzler, den Autonomiebereich des Parlaments zu
achten.

Pflicht zur Abwendung einer existenziellen Handlungsunfahigkeit des Staates

Obgleich der Kanzler nicht bei jedem Mehrheitsverlust sofort die Vertrauensfrage stellen muss,
verdichtet sich seine verfassungsrechtliche Verantwortung im Falle einer dauerhaften,
unheilbaren Blockade des Gesamtsystems'. Wenn eine Minderheitsregierung weder fahig ist,
einen verfassungsgemafen Bundeshaushalt aufzustellen, noch elementare Staatsaufgaben zu
erfullen, und das Parlament gleichzeitig nicht in der Lage ist, die Krise durch ein konstruktives
Misstrauensvotum nach Art. 67 GG aufzuldsen, gebietet die Pflicht zur Erhaltung einer
funktionierenden Verfassungsordnung die Einleitung rechtlicher Schritte'. Der Kanzler darf das
Staatsleben nicht in einer dauerhaften Lahmung verharren lassen; das Treuegebot gegenuber
dem Gesamtstaat erfordert in diesem Extremfall die Austubung des Antragsrechts nach Art. 68
GG oder die Einleitung des Riicktritts nach Art. 63 GG'.

Pflicht zu loyalem Verhalten gegeniiber dem Bundesprasidenten

Stellt der Bundeskanzler eine auflésungsgerichtete Vertrauensfrage, verpflichtet ihn der
Grundsatz der Organtreue zu einer uneingeschrankt aufrichtigen Informations- und
Beratungskultur gegeniiber dem Bundesprasidenten'®. Da das Staatsoberhaupt das Recht und
die Pflicht hat, das Vorliegen einer materiellen Lage der Instabilitat eigenstandig zu prifen, darf
der Bundeskanzler dem Bundesprasidenten keine Tatsachen Uber den Zustand seiner Fraktion
oder Vorhaben der Opposition vorspiegeln oder verfalschen™. Die Verfassungstreue verlangt
hier Transparenz zwischen den obersten Bundesorganen, um die Verfassungsmafigkeit des
Staatshandelns abzusichern'®.

Verfassungsrechtliche Gesamtschau

Die Vertrauensfrage nach Art. 68 GG ist das zentral steuernde Element des parlamentarischen
Regierungssystems im Grundgesetz zur Bewaltigung von Exekutiv- und Legislativekrisen.
Formell verlangt das Grundgesetz fir den Antrag des Bundeskanzlers keine Begrindung; er
unterliegt keinen vorgeschriebenen Formulierungszwangen oder materiellen
Schriftformerfordernissen®. Materiell-rechtlich verlangt das Verfassungsrecht — {iberwacht durch
den Bundesprasidenten und Uberprifbar durch das Bundesverfassungsgericht — bei einer auf
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die Parlamentsauflésung zielenden Vertrauensfrage jedoch das ungeschriebene
Tatbestandsmerkmal einer tatséchlichen Lage politischer Instabilitat?.

Aus dem Grundsatz der Verfassungstreue erwachst zwar keine automatische Rechtspflicht zur
Vertrauensfrage bei blolem Mehrheitsverlust, da die Minderheitsregierung vom Grundgesetz
als verfassungskonformer Zustand anerkannt wird®. Allerdings zieht die Organtreue klare
Grenzen gegen missbrauchliche, rein wahltaktische Parlamentsauflésungen und verlangt bei
vollem Verlust der staatlichen Handlungsfahigkeit die aktive Nutzung der verfassungsmagigen
Wege zur Klarung der Machtverhéltnisse’.
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https://www.beck-elibrary.de/document/download/pdf/uuid/26606de6-1b77-30a2-b9b8-e35e3e21a80d
https://www.beck-elibrary.de/document/download/pdf/uuid/26606de6-1b77-30a2-b9b8-e35e3e21a80d
https://www.vorwaerts.de/inland/vertrauensfrage-wie-es-laut-grundgesetz-nach-dem-ampel-aus-weitergeht
https://www.vorwaerts.de/inland/vertrauensfrage-wie-es-laut-grundgesetz-nach-dem-ampel-aus-weitergeht
https://juraexamen.info/vertrauensfrage-im-fokus/
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_68.html
https://www.das-parlament.de/inland/bundestag/frage-nach-vertrauen

14.

15.

16.

17.

18.

19.

20.

21

22.

23.

24.

25.

https://www.jura.fu-berlin.de/studium/lehrplan/projekte/hauptstadtfaelle/faelle/staat
sorganisationsrecht/chefsache Il/loesung/index.html

Chefsache Il: Lésungsvorschlag - in Saarheim,
https://www.saarheim.de/Faelle/chefsachell-loesung.htm

Kurzlésung * Projekt: Hauptstadtfalle,
https://www.jura.fu-berlin.de/studium/lehrplan/projekte/hauptstadtfaelle/faelle/staat
sorganisationsrecht/chefsache_ll/kurzloesung/index.htmi

Klage der beiden Bundestagsabgeordneten gegen,
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/20
05/bvg05-078.html

Hatten Sie es (noch) gewusst? Wie das Grundgesetz die ... - EY Law,

https://www.eylaw.de/de_de/news/2024/haetten-sie-es-noch-gewusst-vertrauensfr

age-und-diskontinuitaet
Art. 68 GG - [Vertrauensfrage des Bundeskanzlers und ... - LexMea,

https://lexmea.de/de/gesetz/gg/art-68

DFR - BVerfGE 114, 121 - Bundestagsauflésung I,
https://www.servat.unibe.ch/dfr/bv114121.html

Die Vertrauensfrage nach Art. 68 GG. Verfassungsrechtliche,
https://www.ku.de/fileadmin/140401/Publikationen/Braitinger.pdf

. Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts - Band 60 - 69,

https://www.bundesverfassungsgericht.de/DE/Entscheidungen/EntscheidungenAu
sDerAmtlichenSammlung/ functions/akkordeon band60-69.html

Bundesverfassungsgericht - Wikipedia,
https://de.wikipedia.org/wiki/Bundesverfassungsgericht

Weg zur Auflésung des Bundestages verfassungswidrig,
https://www.deutschlandfunk.de/verfassungsrechtler-weg-zur-aufloesung-des-bun

destages-100.html
394 Abgeordnete sprechen Bundeskanzler Scholz nicht das,

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw51-de-vertrauensfrage-1
033624
Der informale Verfassungsstaat: Aktuelle Beobachtungen des,

https://dokumen.pub/der-informale-verfassungsstaat-aktuelle-beobachtungen-des-

verfassungslebens-der-bundesrepublik-deutschland-im-lichte-der-verfassungstheo
rie-1nbsped-9783428456895-9783428056897 .html

Jan Bludau | Stand: 30.08.2026 | Lizenz: CC BY-SA 4.0
10/10


https://www.jura.fu-berlin.de/studium/lehrplan/projekte/hauptstadtfaelle/faelle/staatsorganisationsrecht/chefsache_II/loesung/index.html
https://www.jura.fu-berlin.de/studium/lehrplan/projekte/hauptstadtfaelle/faelle/staatsorganisationsrecht/chefsache_II/loesung/index.html
https://www.saarheim.de/Faelle/chefsacheII-loesung.htm
https://www.jura.fu-berlin.de/studium/lehrplan/projekte/hauptstadtfaelle/faelle/staatsorganisationsrecht/chefsache_II/kurzloesung/index.html
https://www.jura.fu-berlin.de/studium/lehrplan/projekte/hauptstadtfaelle/faelle/staatsorganisationsrecht/chefsache_II/kurzloesung/index.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2005/bvg05-078.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2005/bvg05-078.html
https://www.eylaw.de/de_de/news/2024/haetten-sie-es-noch-gewusst-vertrauensfrage-und-diskontinuitaet
https://www.eylaw.de/de_de/news/2024/haetten-sie-es-noch-gewusst-vertrauensfrage-und-diskontinuitaet
https://lexmea.de/de/gesetz/gg/art-68
https://www.servat.unibe.ch/dfr/bv114121.html
https://www.ku.de/fileadmin/140401/Publikationen/Braitinger.pdf
https://www.bundesverfassungsgericht.de/DE/Entscheidungen/EntscheidungenAusDerAmtlichenSammlung/_functions/akkordeon_band60-69.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/DE/Entscheidungen/EntscheidungenAusDerAmtlichenSammlung/_functions/akkordeon_band60-69.html
https://de.wikipedia.org/wiki/Bundesverfassungsgericht
https://www.deutschlandfunk.de/verfassungsrechtler-weg-zur-aufloesung-des-bundestages-100.html
https://www.deutschlandfunk.de/verfassungsrechtler-weg-zur-aufloesung-des-bundestages-100.html
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw51-de-vertrauensfrage-1033624
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw51-de-vertrauensfrage-1033624
https://dokumen.pub/der-informale-verfassungsstaat-aktuelle-beobachtungen-des-verfassungslebens-der-bundesrepublik-deutschland-im-lichte-der-verfassungstheorie-1nbsped-9783428456895-9783428056897.html
https://dokumen.pub/der-informale-verfassungsstaat-aktuelle-beobachtungen-des-verfassungslebens-der-bundesrepublik-deutschland-im-lichte-der-verfassungstheorie-1nbsped-9783428456895-9783428056897.html
https://dokumen.pub/der-informale-verfassungsstaat-aktuelle-beobachtungen-des-verfassungslebens-der-bundesrepublik-deutschland-im-lichte-der-verfassungstheorie-1nbsped-9783428456895-9783428056897.html

	Verfassungsrechtliche Dogmatik und Organtreue im Rahmen der Vertrauensfrage nach Art. 68 Grundgesetz 
	Dogmatische Grundlagen und verfahrensrechtlicher Ablauf nach Art. 68 GG 
	Die Initiativphase durch den Bundeskanzler 
	Die parlamentarische Phase und das Erfordernis der Kanzlermehrheit 
	Die Entscheidungsphase durch Bundeskanzler und Bundespräsident 

	Die Form- und Begründungsanforderungen des Vertrauensantrags 
	Formelle Begründungsfreiheit des Antrags 
	Materiell-rechtliche Darlegungslast bei der unechten Vertrauensfrage 

	 
	Verfassungsrechtliche Indikationen: Wann ist eine Vertrauensfrage geboten? 
	Zerfall der Regierungsmehrheit und Koalitionsbruch 
	Schleichender Stimmverlust und strukturelle Parlamentsblockaden 
	Die Durchsetzung umstrittener Vorhaben mittels Verbindungsantrag 

	Pflichten zur Stellung der Vertrauensfrage aus Verfassungstreue und Organtreue 
	Die verfassungsrechtliche Zulässigkeit der Minderheitsregierung 
	Organtreurechtliche Schranken und Verbot des Missbrauchs 
	Verbot der taktischen Parlamentsauflösung 
	Pflicht zur Abwendung einer existenziellen Handlungsunfähigkeit des Staates 
	Pflicht zu loyalem Verhalten gegenüber dem Bundespräsidenten 


	Verfassungsrechtliche Gesamtschau 
	Referenzen 



